
 1

NIEDERSCHRIFT 
ÜBER DIE  

ÖFFENTLICHE SITZUNG DES TECHNISCHEN AUSSCHUSSES  
VOM DIENSTAG, DEN 17.11.2009 

 
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Sämtliche Ausschussmitglieder waren ordnungsgemäß geladen. 
 
Anwesend waren: 3. Bgm. Riedl, StRin Platzer, sowie StR Abinger, Goldner, Heilbrunner (für 
2. Bgm. Ried), Lachner, Mühlfenzl und Schuder 
 
Frau Fischer, Hr. Bumann, Hr. Pfeifer nahmen beratend an der Sitzung teil. 
 
Als Zuhörer nahmen teil: StRin Will, StR Schechner, StR Schedo 
 
 
Sitzungsleiter: 1. Bgm. Brilmayer  
Schriftführer  : Bumann (TOP 5, 7,9) Fischer (TOP 1-4), Pfeifer (TOP 6,11), 
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Vor Eintritt in die Tagesordnung stellte 1. Bgm. Brilmayer die ordnungsgemäße Ladung 
sowie die Beschlussfähigkeit des Ausschusses fest. 
 
 
Lfd.-Nr. 01 

  
Bauvoranfrage zur Klärung der Bebaubarkeit des Grundstückes FlNr. 626/2, Gmkg. 
Ebersberg, Rosenheimer Straße 20 
öffentlich 
 
Das Vorhaben unterliegt dem qualifizierten Bebauungsplan Nr. 71. 
Laut Bebauungsplan sind zwei große Baukörper durch Baugrenzen festgesetzt. 
In der vorliegenden Anfrage sieht das Konzept 3 Doppelhäuser, L  x  B = 12 x 11 m jeweils 
mit Firstrichtung Nord – Süd vor.  Das bauliche Maß beträgt  E + 1+ D, lt. Bebauungsplan 
sind zwei Vollgeschoße zulässig. 
Die neue GRZ beträgt 0,27, im Bebauungsplan 0,25, die neue GFZ  0,53 gegenüber dem 
Bebauungsplan 0,45. 
Je Doppelhaushälfte werden zwei Stellplätze nachgewiesen. 
Es sind folgende Befreiungen erforderlich: 
Der mittlere und südliche Baukörper, sowie die Garagen im Norden, Süden und mittig 
überschreiten die Baugrenzen in unerheblichem Maß. Die Grundzüge der Planung werden 
dadurch nicht berührt, das Vorhaben ist städtebaulich vorstellbar. Durch Einhalten aller 
Abstandsflächen werden Nachbarbelange nicht beeinträchtigt. 
 
Aus Sicht der Bauverwaltung stellt das Vorhaben eine Verbesserung dar. Es wird empfohlen 
den erforderlichen Befreiungen zu zustimmen und das  Einvernehmen in Aussicht zu stellen. 
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Zustimmung zu den 
erforderlichen Befreiungen und das Einvernehmen in Aussicht zu stellen. 
 
 
Lfd.-Nr. 02 

  
Vorbescheid zur Klärung der Bebaubarkeit des Grundstückes FlNr. 329, Gmkg. Ebersberg, 
Mühlweg 1 
öffentlich 
 
Dieser Tagesordnungspunkt wurde nach eingehender Diskussion zurückgestellt, bis Klarheit 
darüber herrscht, ob das Grundstück dem Innenbereich zuzuordnen ist oder im 
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Landschaftsschutzgebiet liegt. Die Verwaltung wurde beauftragt dies mit dem Landratsamt, 
Hr. Schenk abzuklären und eine schriftliche Stellungnahme einzuholen. Der Antrag wird 
dann in der nächsten TA Sitzung erneut behandelt. 
 
 
Lfd.-Nr. 03 

  
Bauantrag zur Balkonüberdachung auf dem Grundstück FlNr. 1815, Gmkg. Ebersberg in der 
Eichenallee 2 
öffentlich 
 
Dieser TOP wurde aufgrund nicht rechtzeitig beigebrachter Unterlagen zurückgestellt. 
 
 
Lfd.-Nr. 04 

  
Bauantrag zum Anbau einer Doppelhaushälfte auf dem Grundstück Fl.Nr. 794/6, Gmkg. 
Ebersberg in der Hochriesstr. 37 
öffentlich 
 
Die Beurteilung erfolgt nach dem einfachen Bebauungsplan Nr. 12 und § 34 BauGB. 
Der Anbau liegt komplett außerhalb des Bauraumes und bedarf einer Befreiung. 
Die Grundzüge des Bebauungsplanes werden nicht berührt, ortsplanerisch ist die 
Maßnahme vorstellbar. Nachbarbelange werden nicht beeinträchtigt, alle erforderlichen 
Nachbarunterschriften liegen vor. 
Das Landratsamt wird gebeten, die Nord- und Westfassade gestalterisch zu überarbeiten. 
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss der erforderlichen 
Befreiung zuzustimmen und das Einvernehmen zu erteilen. 
 
 
Lfd.-Nr. 05 

  
Antrag auf isolierte Befreiung zur Errichtung einer Stützmauer am Grundstück FlNr. 200/1, 
Gmkg. Ebersberg, Nähe der Semptstraße 
öffentlich 
 
Die Beurteilung erfolgt nach dem einfachen Bebauungsplan Nr. 97. Dieser setzt für den 
beantragten Bereich eine Grünfläche fest. Beantragt wurden zwei Mauern im südlichen und 
östlichen Bereich sowie der Bau eines Gartenhäuschens. Diese an sich genehmigungsfreien 
Bauvorhaben widersprechen den Festsetzungen des Bebauungsplanes, weswegen isolierte 
Befreiungen erforderlich sind. 
Das Mauerwerk im Süden des Grundstücks ist städtebaulich sinnvoll und erforderlich, um 
dem angrenzenden denkmalgeschützten Bau ausreichend Freiraum zu geben. Die Nachbarn 
haben hierfür ihre Zustimmung signalisiert. Die Verwaltung empfahl deswegen die Befreiung 
zu erteilen. Die Einfriedung im Osten mitsamt dem Gartenhaus widerspricht hingegen den 
Grundzügen des Bebauungsplanes und die Nachbarn stimmen diesem Vorhaben nicht zu. 
Die Befreiungen sollen in diesen Fällen nicht erteilt werden. 
 
Einstimmig mit 9 : 0 Stimmen beschloss der Technische Ausschuss den Empfehlungen der 
Verwaltung zu folgen und der erforderlichen Befreiung für das Mauerwerk im Süden 
zuzustimmen. Für die Einfriedung im Osten sowie für die Errichtung des Gartenhauses 
wurde das Einvernehmen nicht erteilt und damit die erforderliche Befreiung verweigert. 
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Lfd.-Nr. 06 
Information zur Straßensanierung – Spritztechnik  
öffentlich 
 
Auf Grund der Anfrage von Herrn Stadtrat Schechner in der Sitzung vom Technischen 
Ausschuss am 18.08.09, informierte Hr. Pfeifer über die Straßensanierungen der Stadt 
Ebersberg im Innen- und Außerstädtischenbereich mittels Oberflächenbeschichtungen. 
 
Vorab ist einleitend zu sagen, dass es sich bei der Oberflächenbeschichtung um eine in der 
Fachwelt anerkannte Straßensanierungs- bzw. Erhaltungsmaßnahme handelt. Zum Beispiel 
empfiehlt auch der ADAC diese kostengünstige und effektive Art der Straßensanierung. 
 
Straßensanierungen mit Oberflächenbeschichtungen 
 
Eine Oberflächenbeschichtung besteht zum einen aus der Bitumenemulsion und zum 
anderen aus der Splittschüttung, die in ausreichender Menge auf die Emulsion aufgebracht 
wird. Wichtig dabei ist, dass der aufgebrachte Splitt eingewalzt und durch die anschließende 
Befahrung in die Emulsion eingearbeitet wird, um somit den Straßenbelag hinreichend zu 
stabilisieren. Dies sollte nach Möglichkeit ca. 2-3 Wochen praktiziert werden, um dann im 
Anschluss den überschüssigen Splitt abzukehren. In dieser Zeit kann es, bei anhaltender 
trockener Witterung, zu Staubentwicklungen kommen. 
 
Bei der Oberflächenbeschichtung handelt es sich nicht um einen Straßenneubau, vielmehr 
soll der Bestand dadurch gesichert werden.  
Im Vergleich kostet die Erneuerung der Verschleißschicht mit Asphaltfeinbeton AFB 
(vorausgesetzt, dass eine ausreichende Materialstärke des Bestandes vorliegt und in 
entsprechender Stärke gefräst werden kann) ca. das 4-fache gegenüber einer Oberflächen-
beschichtung. 
 
Ein Straßenneubau mit Erneuerung des Unter- und Oberbaues, d.h. der Frostschutzschicht 
(FSK), Tragschicht und Deckschicht (AFB) hätte zur Folge, dass die jeweiligen Anlieger im 
bebauten Bereichen aufgrund gesetzlicher Vorgaben zu Straßenausbaubeiträgen mit bis zu 
90 % herangezogen werden müssten. 
Da in den überwiegenden Fällen ein Neubau nicht notwendig ist und an den zu sanierenden 
Straßen keine Lage- und höhenmäßigen Änderungen vorgenommen werden, ist die 
Sanierung mittels OB oder AFB die sinnvollste Art der Erhaltung des bestehenden 
Straßenkörpers. 
 
Sicherlich ist die OB nicht in jedem Fall die sinnvollste Sanierungsvariante (z.B. 
Kreuzungsbereiche, instabiler Untergrund) dies wird bei den Planungen zur Sanierung des 
Straßennetzes berücksichtigt.  
 
Bei fachgerechtem Einbau der OB, hat man wieder eine homogene geschlossene 
Straßendecke, die den Straßenkörper entsprechend der dann folgenden Verkehrsbelastung 
über Jahre (bis zu 10 Jahren) sicherstellt.  
 
Angesprochen wurden auch Verkehrsprobleme durch die Straßensanierungen; 
Der Verkehr während der Bauzeit wird über eine verkehrsrechtliche Anordnung geregelt, die 
von der Bauverwaltung ausgestellt wird. Die dafür notwendigen Beschilderungen werden 
vom Auftragnehmer und dem städtischen Bauhof umgesetzt. 
Bei den Oberflächenbeschichtungen handelt es sich um fliegende Baustellen, das heißt dass 
der Verkehr zwar zeitweise behindert sein kann, aber Vollsperrungen nicht notwendig sind. 
 
Zum Schluss noch eine Info zur Bankettsanierung; 
Im Herbst 2009 wurden erstmals über weite Strecken die Bankette im Außenbereich 
maschinell saniert. Zuerst wurden die Bankette abgefräst und anschließend mit einem 
Bankettfertiger wieder eingebaut.  
Diese Maßnahmen wurden hauptsächlich im Osten Ebersbergs durchgeführt. 
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Die bei der Ausführung gewonnenen Erkenntnisse (wie z.B. die Einbaustärken), werden bei 
den künftigen Bankettsanierungen mit einfließen. 
In 2010 werden dann voraussichtlich im westlichen Außenbereich Ebersbergs die Bankette 
saniert.  
 
Herr Schechner bedankte sich für den ausführlichen Bericht und hatte noch zwei 
Anmerkungen. 
1. Durch den groben Fahrbahnbelag im Außenbereich werden die Rollgeräusche lauter. 
2. Er findet es gut, dass die bei der Bankettsanierung gemachten Erfahrungen, im 

nächsten Jahr in das Sanierungsprogramm einfließen werden. 
 
Die im Außenbereich eingebaute Körnung 4/8 mm wird hauptsächlich eingebaut weil mehr 
Emulsion eingebracht werden kann und dadurch die Straßenoberfläche stabiler wird.  
Bei künftigen Sanierungen die auf die Körnung 4/8 aufgebracht werden, wird die feinere 
Körnung 2/4 eingebaut. Die Straßenoberfläche einer OB kommt dann einer herkömmlichen 
Straßendecke sehr nahe. 
. 
 
Lfd.-Nr. 07 
Bebauungsplan Nr. 178 – Kindergarten an der Hupfauer Höhe;  
a) Vorstellung des Entwurf  
b) Auslegungs- und Billigungsbeschluss    
öffentlich 
 
Am 20.02.2009 fassten die Mitglieder des Technischen Ausschusses den 
Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 178 „Kindergarten an der Hupfauer Höhe“. 
Das Planwerk kann als Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13 a BauGB im 
vereinfachten Verfahren aufgestellt werden. Damit ist weder eine frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung noch die Aufstellung eines Umweltbereichtes notwendig. Mit der 
Planung wurde das Planungsbüro Baumann und Freunde beauftragt. Dieses hat sich in 
letzter Zeit mit den für dieses Projekt verantwortlichen Architekten sowie mit der 
Kirchenverwaltung als Bauherrn abgestimmt und den Entwurf zur heutigen Sitzung 
erarbeitet. Herr Baumann war selbst anwesend und stellte die wesentlichen Punkte der 
Planung vor. 
 
Das Gebäude des Kindergartens entsteht im Norden des Geltungsbereiches entlang der Dr. 
Wintrich Straße. Diese Fläche mitsamt den benötigten Freiflächen im südlichen Anschluss 
werde als Fläche für Gemeinbedarf festgesetzt. Die sich nach Süden anschließende Fläche 
sowie der Umgriff des heutigen Kindergartens St. Benedikt wird als Grünfläche festgesetzt, 
um das Gebiet langfristig für eine öffentliche Nutzung zu sichern. 
Die Baugrenze ist etwas größer als der tatsächliche Flächenbedarf des Kindergartens 
ausgelegt, um dem Architekten die Möglichkeit einer flexiblen Ausführung zu eröffnen. Eine 
weitere Verschiebung nach Süden oder Südwesten ist nicht sinnvoll, da ansonsten der 
Einschnitt in den Hang zu stark wäre. Außerdem bildet das Gebäude mit dieser Lage den 
Straßenverlauf der Dr. Wintrich Straße nach und trägt zu einer Verkehrsberuhigung im 
Einmündungsbereich der Ringstraße bei. 
Als Maß der baulichen Nutzung sind maximal 2 Geschosse festgesetzt, sofern die 
festgesetzten maximal zulässigen Wandhöhen nicht überschritten werden. Die Grundfläche 
der Hauptgebäude beträgt maximal 550 m² und die Wandhöhe ist auf maximal 7,50 Meter 
beschränkt. Bezugspunkt zur Ermittlung ist die Höhe des Gehsteigs an der nordöstlichen 
Grundstücksecke. Als Dachform ist ein flach geneigtes Dach mit einer Dachneigung von 
maximal 5° möglich. 
Die benötigten Stellplätze für Mitarbeiter werden entlang der Ringstraße in einem 50 Meter 
langen Streifen nachgewiesen. Direkt vor dem Kindergarten soll eine Haltebucht das Ein- 
und Aussteigen und damit das Bringen und Holen der Kinder ermöglichen. Die Haltebucht ist 
als Kurzzeitzone zu verstehen und ermöglicht es mehreren Wagen dort zu halten 
Die Verwaltung empfahl den vorgestellten Entwurf zu beschließen und den 
Auslegungsbeschluss zu fassen. 
 












